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Vorwort zum Lehrbuch Eingriffsrecht

Das Land NRW stellt regelmäßig zahlreiche Nachwuchsbeamte für die Polizei

ein. Diese durchlaufen eine anspruchsvolle Ausbildung an der Fachhochschule

für öffentliche Verwaltung des Landes NRW, die den Studierenden in begrenz-

ter Zeit umfangreiche Rechtskenntnisse vermitteln soll. Das Studium fordert

dabei – wie die polizeiliche Praxis – viel.

Die Autoren haben im Rahmen ihrer langjährigen Tätigkeit immer wieder fest-

gestellt, dass die Studierenden den Wunsch nach einem Lehrbuch zum Ein-

griffsrecht hatten, welches das ganze Studium abdeckt und nicht nur das Poli-

zeigesetz des Landes NRW oder die Strafprozessordnung.

Auch die Randthemen aus anderen polizeirelevanten Rechtsgebieten wie dem

Versammlungsgesetz oder dem Waffengesetz bereiten den Studierenden im Stu-

dium häufig Probleme und müssen daher gleichermaßen klausur- und praxis-

orientiert vermittelt werden. Aus diesem Grund haben die Autoren unter enger

Anbindung an die Lehrpläne der FHöV NRW dieses Buch geschrieben und

hoffen damit einen Beitrag für ein effektives Studium zu leisten.

Die Studierenden sollen in die Lage versetzt werden, die Vorlesungen im Ein-

griffsrecht im Grundstudium und im Hauptstudium aufzuarbeiten und sich

gezielt auf Klausuren vorzubereiten. Die Rechtsanwender aus der Praxis sollen

hingegen ihre geplanten oder bereits durchgeführten polizeilichen Maßnahmen

an Hand des Buches reflektieren und ggf. an die jeweiligen Rechtsnormen an-

passen können.

Der Schwerpunkt des Buches liegt in erster Linie in der verständlichen Wissens-

vermittlung und erst in zweiter Linie in der Tiefe des wissenschaftlichen An-

spruchs.

Münster im Oktober 2015 Matthias Schütte, Frank Braun, Christoph Keller
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Teil 1: Grundstudium: Eingriffsrecht/
Staatsrecht

A. Rahmen und Handlungsform polizeilicher

Aufgabenwahrnehmung

I. Einführung in das Eingriffsrecht

1. Historie

a) Der Ursprung des Polizeibegriffes. Das Wort Polizei stammt aus dem Griechi-

schen: „politeia“ und bedeutete so viel wie „Verfassung des Staates“, „Zusam-

menwirken der Staatsorgane“ oder auch „Zusammenspiel der Staatsfunktio-

nen“. Im römischen Reich wurde unter den Begriff „politia“ die republikanische

Verfassung und die sie tragende allgemeine Verwaltungstätigkeit verstanden.

1

b) Die Entwicklung des Polizeibegriffes in Deutschland. Der Begriff Polizei ist

genau wie der Begriff Polizeirecht einem über mehrere Jahrhunderte reichenden

Entwicklungsprozess unterworfen gewesen. Zwischen dem 15. und 17. Jahr-

hundert wird unter dem Begriff „gute Policey“ ein Zustand guter Ordnung des

Gemeinwesens verstanden.

2

Alle Lebensbereiche der damaligen Gesellschaft

waren damit ein Teil der guten Ordnung des Gemeinwesens. Zu den Aufgaben-

gebieten der damaligen Polizei gehörte gleichermaßen die Regelung des Waren-

und Wirtschaftsverkehrs, das Eich- und Lebensmittelrecht sowie die Kontrolle

der Berufsausübung. Weitere Themen waren Fragen der Religionsausübung

und der Sittlichkeit sowie die Gegenstände des zivilen Vertragswesens und des

Liegenschafts- sowie Erbrechts.

Die absolut regierenden Fürsten des 18. Jahrhunderts nahmen erste Änderun-

gen des Polizeibegriffes vor. Die Polizeigewalt als Hoheitsrecht wurde zum

Sinnbild der absoluten Herrschaft des Landesherren.

3

Die von ihnen regierten

Staaten sind reine Polizeistaaten.

4

Es existiert keinerlei gerichtlicher Rechts-

schutz für die Untertanen, keine Trennung von exekutiver und judikativer Ge-

walt. Gesicherte Rechte für die Bürger existieren nicht. Vielmehr herrscht eine

umfassende Kontrolle der gesamten Gesellschaft. Zum Polizeistaat im Absolu-

tismus gehört nicht nur die klassische Eingriffsverwaltung, sondern auch die

Leistungsverwaltung. Der Polizeistaat war somit auch ein Inbegriff für den

damaligen Wohlfahrtsstaat, wobei dieser in keiner Form mit dem heutigen So-

zialstaat verglichen werden kann. Unter dem Begriff der Wohlfahrtspflege ver-

standen die absoluten Fürsten keineswegs eine moderne Leistungsverwaltung,

sondern die so genannte „Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt“ bzw. die

1 Ruder/Schmitt, Polizeirecht Baden-Württemberg, Rn. 1.

2 Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei-und Ordnungsrecht § 1 Rn. 2; Götz, Allgemeines Polizei-und

Ordnungsrecht, § 2 Rn. 2; Suckow, Allgemeines Niedersächsisches Recht der Gefahrenabwehr,

Rn. 2.

3 Suckow, Rn. 3.

4 Götz, § 2 Rn. 3, 4.
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